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Beklagt€ und Revisionsbeklagte°

Der 17° Senat des Bundessoziälgerichts hat auf

münäliche Verhandlung vom 28° %ai 1968 durch

Senatspräsident Dro H a u e i s e n

— — VorSitzender —,
Bundesrichterin Dro S evh w a r z
Bunäesrichter Dr° B u s s ,
Bundessozialrichter Drß S p r i c k
Bunäe&sozialrichter R u n d g e b u r t

für Recht erkannt:

Die Revision äer Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—%estfalen vom

20° Januar 1965 wird zurückgewiesen„

Kosten sinä nicht zu erstatten„

éie

"..1n G.

xzraci

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r ü nä e :...—..wpunn—

l-—
I

Die Klägerin begehrt die Erstattung von Beiträgen der Höher—
versicherung. Sie war vom 3° April 1952 bis zum 30Q'Juni 1960

in der Angestelltenvereicherung pflichtversiehert und entrich—

tete in äieser Zeit außerdem Beiträge zum Zwecke der.Höherver—

sicherung.4 Nach ihrer Eheschließung am 19° Juni’1959 been—

tregte sie am 10 Juli 1960, ihr äie bis dähin ent110htetr; n
Beiträge nach @85 des Anee°tellsenverelch ru.ngegeeéwt S{AVG)

zu erste tteno

Mit Bescheid vom 7° September 1960 erstattete die Beklagte

die für die Zeit vom12°Mäfz11959"niezum‘3oc-Juni1960ent——
richteten £flichtbeiträge zur Hälfte undäie vollen für {sie
deit vom 1° März 1959 bis zum 300 Juni 1960 geleisteten Höher—
vereicherungsbeiträge. Die Erstattung der vor dieser Zeit ent—

richteten Beiträge lehnte sie ab, weil der_Klägerin eine Regel"
leistung, nämlich in der Zeit vom 110 Februar bis zum 110 März
1959 ein Heilverfahren, gewährt werden sei; nach @83 Abs 3
10V° mit 5 82 Abs() 5 AVG könnten nur die danach entrichtoten

Beiträge ereta+tet werden.

Das Sozialgericht (SG) Köln verurteilte die Beklagte antrege—

gemäß, der Klägerin auch äie nohervereieherungebelcrage für

die Zeit vom 30 April 1952 bis zum 28° Februar 1959 in Höhe

von 10295,50 m zu erstatten {Uräe1l vom.19 Februar 1962)

Das Landessozialgericht (LSG) heb_aüf die Berufung äer Be—
klagten das eretinetenzliche Urteil auf und wies die Klage

ab. Die Anechlußberufung der Klägerin, miü ier äieee auch

noch die Hälfte der von äpril 1952 bis Februar 1959 entrich—

teten Pflichtbeiträge begehrte, wieéuäas LSG zurück. Das LSG

seh das der Klägerin gewährte Heilverfahren als eine Regel—

leießung im Sinne des 5 82 Abe„ 5 AVG an, des äer Erstattung
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der bis dahin entrichteten Beiträge entgegensteheo Das gelte

nach Wortlaut, Aufbau und Syetematik der @@82, 83 AVG auch

für die zur Höherversicherung geleisteten Beiträge. ■iese

teilten regelmäßig das rechtliche Schicksal der Grundbei»

träge, soweit nicht ausdrücklich zur Wahrung der "absoluten

Beitragsentrichtungsfreiheit" in der Höherversicherung und

wegen ihres "Zusatz— und Aufstockuegscherekters" etwas an—

äeres bestimmt Sei; Eine solche Auenahmebestimmung fehle

aber in den 55 82, 83 AVG (Urteil vom 20° Januar 7965)°

Mit der — zugelassenen — Revision beantragte die Klägerin,

das angefochtene Urteil abeuändern und die

Berufung der Beklagten eurückzuweisena

Ihren mit äer Anschlußberufung geltend gemachten weiter—

gehenden Antrag verfolgte sie im Revisiönsverfahren nicht

weiter°

Die Klägerin rügte die Verletzung der @@82, 85 A?G: Wort—
laut, Aufbau und Systematik des Gesetzes sprächen dafür%

daß Höherversicherungsbeiträge trotz der Gewährung eines

Heilverfahrens erstettungsfähig seien° Eine Akzessorietät

zwischen Grund« und Höherversichsrungsb@itreg bestehe nur in

beitregsrechtlicher Hinsicht, sofern ein Beitrag der Höher—
versicherung nur neben einem PfliCht— oder einem freiwilli—

gen Beitrag entrichtet werden dürfe, Leistungsrechtlich

bestehe eine Akzessorietät 3edoch nur bezüglich des Ver—

sicherungsfelles, während die Höherversicherungsbeiträge im
übrigen nicht äen Grundbeiträgen folgten„ Zu dem mit der

Höherversicherung versicherten Risiko gehörten nicht die Maß—

nahmen zur Erhaltung, Besserung und ■ieäerhsrstellung der

Erwerbsfähigkeit; das äsilverfahren als eine "Regelleistung"

sei der Klägerin allein aus der Efliéhtversicherung und nicht

aus der Höherversicherung gewährt worden,\ Der Tatbestand des

@ 82 Abso 5 AVG, wonach es für den Verfall der Beiträge darauf

ankomme, ob dem Versicherten "eine Regelleistung aus ler Ver—
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sicherung" gewährt worden sei, treffe danach für die Hönef+
versicherungsbeiträge der Klägerin nicht zu.

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen.

II

Die RevisiOn ist zulässig (@@162 Abso ? äro 13 164 des
SoeialgeriChtsgesetzes —SGG4}; sie ist 3edoeh nicht begründet‚

Das LSGhat‘zu Recht ei■én‘Anspruch der Klägerin auf Erste?—
tung der von April 1952 bis Februar 1959}entrichteten_■öhere
verSioherungsbeiträge verneint.i‚■ech @ 82 Abs° 5 AVG, der

auf die Beitragserstattung wegen Heirat nach @ 83.fäbsc 3 AVG

* vor der Streichung des @ 85 mit’Wirkung eb 1° Januar 1968

durch Art„ 1'ä 2 Nro 11 äee Finenzänäerubgsgeeetzes‘vom

210 Dezember 1967 «
entsprechend eneu■enden ist, sind, wenn

der Versicherten eine Re3eliéistung
aus der Versicherung ge—

währt werden ist, nur die später entrichäeten Beiträge zu

erstatten. Das LSG hat zutreffenä diese Einsehränkung auch

auf die Höhervereicherungsbeiträge bezogen. 3 82 Abs„ 7

Satz 1 AVG regelt zunächst ebenso wie 5 85 Abso ? Satz ? AVG
die Voraussetzungen des Anspruchs auf Erstattung von "Bei—

trägen" „ allgemein “ nach Grunä und Böhse Der in beiden

Vorschriften unmittelbar folgende Satz PBeiträge der Höher—
versicherung sind dem Versicherten in voller Höhe zu er"

stetten" enthält für ■öhérversicherungsbeiträge eine Ausnahme

hi■siéhtlich der Höhe des Erstattungsenepruchs; eine andere

Bedeutung hat dieser Satz'nicht; er besagt nicht, daß Höher—
versicherungsbeiträgé nicht ebenso "Beiträge" im Sinne des"

ersten Setzesx$ind‚ wievalichtbeiträge und freiwillige Bei—
träge. @82 Abso 5 AVGenthält eine Einschränkung des An-
spruchs auf Erstattung von "Beiträgen" für den Fall, daß dem

"'Versioherten eine Regelleietung aus der ?ersicherung gewährt

E—
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werden ist; das Wort "Beiträge" hat hier keine andere Bedeu—

tung als in der "Grundregel" des Abse 1 Satz 1, doh° es be—

zieht sich auf Grundbeiträge (Pflichtbeiträge und freiwillige

Beiträge) und Höherversicherungsbeiträge„ Wenn diese Ein—

schränkung für Häherversicherungsheiträge nicht gelten eolltc.

hätte in Abs„ 5 für diese Beiträge ebenso eine Sonderregelung

getroffen werden müssen, wie dies in Abec 1 geschehen ist.

Diese Auffassung steht auch mit dem Sinn und Zweck der @@82,

83 AVG im allgemeinen und mit der "Verfeilkleusel? des % 82

Abso 5 AVG im besonderen in Einklang. Bei den in @@82, 83

AVG als erstattungsfähig erklärten Beiträgen „ Grundbeiträgen

—
.und Höhervereicherungsbeiträgen — handelt es.sich um Beiträge

für die die Voraussetzungen der Zulässigkeit und der Wirksam—

keit der Beitragsentrichtung vorgelegen haben. Sie sind die

Gegenleistung dafür, daß der Versicherungsträger —-'bzw° die

Versichertengemeinscheft — das Risiko des einen Leistungs—

anspruch begründenden Versicherungsfallee trägt. Deshalb

können sie grundsätzlich auch dann nicht erstattet werden,

wenn ein Versicherungefell überhaupt nicht eintritt, wenn

etwa der Versicherte nicht berufs— oder erwerbsunfähig wird

oder wenn er stirbt, ohne Altersruhegeld bezogen zu haben

und ohne daß rentenberechtigte äinterbliebene vorhanden sind,

oder wenn Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und wiederherw

stellung der Arbeitsfähigkeit für ihn nibht erforderlich
werden0 Soweit trotzdem im Gesetz ein Anspruch auf Beitrage—

erstattung eingeräumt ist, beruht diese Regelung auf Billig—

keitserwägungeno Den in @ 82 AVG geregelten Erstattung5«
fällen liegt die Erwägung zugrunde, daß mit dem Wegfall der

Versicherungspflicht und der Beseitigung der Möglichkeit zur
freiwilligen Weitervereicherung die Voraussetzungen für die

Erfüllung der Warteäeit und demit_für den Erwerb eines Rentena
anepruchs entfallen; der in 5_83 AVG geregelte Erstattungefall

hat auf der _ allerdings stets u.strittenen — Auffassung be—

ruht, daß weibliche Versicherte nicht selten eine Sicherung

gegen die an sich von der Rentenvereicherung gedeckten Ver■
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sicherungsrisiken in der Ehe finden und daß ihnen zugleich.

durch die Beitrag3eretattung die Gründung eines Hauestands
erleichtert Wird; In den Erstattung sfä]len tritt der Er—

etettungeanspruch "erse° zweiee" — als eine Regelleistung

Versicherung (vgl 5 12 Nro 4 AVG)
« an die Stelle der An—

sprüche auf die eonst möglicherweiee aus der Versicherung zu

gewährenden Leistungen° Es handelt sich dabei um eine Art

‚"Prämienrückgewähr"; es entspricht aber ellgcmeinén versiche—

rungerechtlichen und ver31cherungsm3themet1=enen Grundsätzen,

daß eine solche "Prämienrückgewähr" nur Elate greiit soweit“
'Versicherungsleistungen nicht in Anspruch genommen worden sind?

und ohne Rü0ksicht darauf, in weleher Höhe Versichéru n gslci«

stungeu gewährt werden sind° wenn ein Vereicherungeverhältnis

bereits‘äktuelisiert", d°h„ ein versicherungsrechtliches Risiko

bereite abgedeckt ist, Sollen diesem Versichérungéverhältnis/

nicht nachträglich die Grundlägén entzogen oder verändert ■er—

den° Diese Erwägungen treffen gleichermaßen für Grundbeiträge

wie für Höherversicherungebeiträge zuo_ Zv:er teilen die Höher—

vereicherungsbeiträge im Leistungerecht Vielfach nicht das
"Schiéksal" der Grundbeiti°äge° Die Besonderheit der äöher—

versicherungsbeiträge liegt darin, daß_sie schon durch des

Höhervereicherungegeeetz vom 140 März 1951 (BGBl I 188) ge—
wissermaßen mit der Garantie einer "prämiengeréehten" Leistung

ausgestattet worden sind. Die Beiträge, die der zusätzlichen
Vorsorge dienen sollen, sollten dem Vereicherten voll und ganz

rentensteigernd zugute kommen. So könnte weder die Anwärte‚
schaft aus

dee Höherversicherungsbeiträgen verfallen (5„5 Abs°

2 des Höhervereicherunge gesetzes}, noch könnten die aus Höher—

versicherungebeiträgen zu leistenden Ste15erunfsoetraée ruhen

oder ge} :ürzt werden (9 5 5030 5 des Honerver«10herung°ge°etz@s;„

8In entepreohender weise ist de Höherversicherungsrecht bei der

Neuregelung des Rentenvereicherüngsrechts in de s allgemeine

Rentenrecht eingegliedert werdenc Im Leistungsreeht bestehen
_deshalb weitgehend Sondervorecäriften für die Ber"cksiöhtigung

von Höhervereichérungsbeiträgen (Zglo die 55 23 Abea 4, 24
Abeo 4‚.25 Abs:) 5, 30 Abeo ?, 2& lbset z, 37 Abs„ 2„Haloeatz,

8, 40 Abea 3, 46 abso 2, 47 Abé 2, 4913, 62, 72
r

.-
3
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und Arto 2 @@15 Abeo ?, 33 Abs„ 7 des Angeetelltenvereiche—
rungs»Neuregelungsgesetzes). Auch für den dem Leistungereoht

angehörenden Erstattungeenepruch ist dem Grundgedanken, daß

Höhervereicherungebeiträge voll den Versicherten “gutgebracht”

werden sollen, insofern Rechnung getragen, ale diese Beiträge

— andere als die Grundbeiträge, die nur zur Hälfte erstattet

werden — dem Versicherten voll zu erstatten sind (5% 82 Abe„

@Satz 2, 83 Absc 1 Satz 2 AVG}° Dies gilt 3edochnur,
wenn die Voraussetzungen der "Erstattungefähigkeit"

von 3ei—

trägen überhaupt vorliegen; Hieren fehlt es, wenn eine Regel»

leistung aus der Versicherung erbracht ist° Die Höherverw

eicherungsbeiträge bleiben jedoch -
trotz der Erstattung der

Grundbeiträge — für eine künftige Rentenberechnung wirkeemo

Zu Unrecht meint die Klägerin, die Eretettungsfähigkeit der

Höhervereicherungebeiträge für die Zeit vor der Durchführung

des Heilverfahrene sei deshalb zu bejehen, weil die Höherver—

sicherungsbeiträge nicht Grundlage des Heilverfahrens gewesen

Seien, das Heilverfahren also nicht "aus der (Höher—)Versiche—

rung" gewährt werden sei° Der Begriff 5Versicherung" bezeich—

net in den Rentenvereicherungsgesetzen einerseits die Aufgabe

des Vereicherungeträgere, also seine "Funktiön" (vglo cqu

die Überschriften zum 10 und 20 Abschnitt des AVG, die %? 84,

85, 86, 98 Abeo 2, Bucheto b, 109 AVG}, andererseits die
Summe der öffentlich—rechtlichen Beziehungen, die zwischen

dem Versicherten und dem Rentenvereicherungsträger durch die

Leistung von Beiträgen entstehen (vgln z„Bo ää TO, 28 Abe„ 2,

36 Abe° 3‚ »37Abe° 1, 82 Abs, 8, 97 Abe„ 2 Avey„ Es han—
delt sich also um einen umfassenden Begriff, in dem nicht da—

nach unterschieden wird, ob die "?ereicherung" auf Pflicht«

beiträgen, freiwilligen Beiträgen oder Höherversicherungebei»

trägen beruht° Auch die Höhervereicherungebeiträge dienen
_der "Funktion" des Vereicherungeträgers, und auch die Eöherw

versicherung ist ein 1eil des öffentlicherechtlichen Ver»

eicherungeverhältnieeee, sie begründet nicht eine neben dem

öffentlich—rechtlichen Vereicherungsverhältnie bestehende

-.ö_„
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F8__

Rechtsbeziehung anäerer Art (vgl„ 2030 Jantz/Zweng, Das neue

Recht der Rentenversicharung der Arbeiter und Angestellten,
_

Einführung So 9)° Auch die Einkünfte aus der Höhervereichee

rung gehören zu äen Mitteln des Versicherungsträgers‚ die für

die Aufgaben der "Versicherung” allgemein zur verfügung stehen„

Da das Heilverfahren der Klägerin aus dieser "Versicherung"

gewährt worden ist, steht der Klägerin ein Erstattungsänzpruch

nach den @@85, 82 Abso5 AVGnur hinsichtlich der später ent—
richteten Beiträge zu» Das LSG hat daher zu Recht den Anspruch

der Klägerin auf Erstattung der vor ■er Durchführung des Heil—
verfahrens geleisteten Beiträge in vollem Umfenge, also auch

hinsichtlich der Höherversichérungsbeiträge, verneint° Die
Revision der Klägerin ist damit unbegründet und zurückzuweisen

(5 770 Abs° 1 Satz 1 SGG}°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 195 SGG;
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